
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Liegenschaften der 
Ortsgemeinde Guntersblum 
 
vom 01.09.2025 
 
in Guntersblum, Rathaus Guntersblum, Alsheimer Straße 29 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 20:28 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Peter Muth 1. Beigeordneter und Vorsitzender   
Werner Willius Ausschussmitglied   
Klaus Bechler Ausschussmitglied   
Christoph Mathes Ausschussmitglied ab 19:07 Uhr    
Jürgen Hartmann Ausschussmitglied   
Rüdiger Schwarz Ausschussmitglied   
Torsten Laux Ausschussmitglied   

 
Entschuldigt: 
Aurelia Wirth Ausschussmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Entschuldigt: 
Dorothee Hientzsch Ortsbürgermeisterin   
Dr. Christian Seilheimer 2. Beigeordneter   
Günter Schneider 3. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Dr. Igor Herrmann Schriftführung   
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Die Mitglieder des Ausschusses für Bauwesen und Liegenschaften der Ortsgemeinde 
Guntersblum sind mit der Einladung vom 25.08.2025 auf Montag, 01.09.2025, 19:00 Uhr, unter 
Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
 
 
Zu Beginn der Sitzung schlägt der Vorsitzende vor, die Tagesordnung um TOP 1 „Vergabe 
der Elektroinstallation im DGH“ zu erweitern und die weiteren TOP um den Zähler eins zu 
verschieben.  
 
Die Runde stimmt der Erweiterung der Tagesordnung einstimmig zu.  
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Vergabe der Elektroinstallation im DGH 

 
2. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Promenade; Flur 1, Flurstück 664/8 
Fristende: 22.09.2025 
Erneuerung der Fenster 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0066) 
 

3. Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Alsheimer Straße; Flur 13, Flurstück 322 
Fristende: 29.09.2025 
Errichtung eines Zweifamilienwohnhauses in zweiter Reihe 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0067) 
 

4. Guntersblum; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hauptstraße; Flur 1, Flurstück 739/2  
Fristende: 06.10.2025 
Ausbau einer ehemaligen Scheune und einer ehem. Tanzhalle in Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0068) 
 

5. Sachstand Parkplatz am Rhein 
 

6. Mitteilungen 
 

7. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
 
1. Vergabe der Elektroinstallation im DGH  

 
Beratung: 
 
Herr Muth berichtet, dass die Firma Schenk ein Angebot für die Installation von Beleuchtung 
und Funkschalter im Foyer de DGH abgegeben hat, die Arbeiten für 4.174, 27 € auszuführen 
und bitte die Runde, die Firma mit der Ausführung der Arbeiten zu beauftragen.  
 
Beschluss: 
 
Der Ausschuss beschließt,  
 
Abstimmungsergebnis: Der Auftragserteilung wird einstimmig zugestimmt 
 
 
 
 
2. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Promenade; Flur 1, Flurstück 664/8 
Fristende: 22.09.2025 
Erneuerung der Fenster 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0066) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 22.09.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Erneuerung der Fenster. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
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Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die 
historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch 
das Vorhaben sichergestellt. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert kurz über den Beschlussantrag.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: Der Erneuerung der Fenster wir einstimmig zugestimmt 
 
 
 
 
3. Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Alsheimer Straße; Flur 13, Flurstück 322 
Fristende: 29.09.2025 
Errichtung eines Zweifamilienwohnhauses in zweiter Reihe 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0067) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 29.09.2025.  
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• Bauantrag  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Errichtung eines Zweifamilienwohnhauses in zweiter 

Reihe. 

Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Die Errichtung eines Zweifamilienwohnhauses in zweiter Reihe ist aus städtebaulicher Sicht 
eine nachhaltige und sinnvolle Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und 
geeignete Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem 
Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden 
Bauvoranfrage. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über den Beschlussantrag. Nach Ansicht der Pläne und von Google Maps 
und anschließender ausführlicher Diskussion ergeht folgender Beschluss:  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich abgelehnt (2 ja/3 nein/2 Enthaltungen) 
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4. Guntersblum; Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Hauptstraße; Flur 1, Flurstück 739/2  
Fristende: 06.10.2025 
Ausbau einer ehemaligen Scheune und einer ehem. Tanzhalle in Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0068) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 06.10.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Abweichungsantrags ist die Anwendung von § 47 Abs. 2 LBauO im 
Zusammenhang mit dem Bauantrag zur Umnutzung einer ehemaligen Scheune und einer 
ehemaligen Tanzhalle in Wohnraum. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Zudem unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- und 
Erhaltungssatzung. 
Das Vorhaben ändert die Raumaufteilung im Inneren des Gebäudes und nimmt Eingriff in die 
Tragstruktur und die Fassade. Durch das Vorhaben entstehen äußere gestalterische Eingriffe.  
 
Die Pläne für das Bauvorhaben wurden nach der ersten Ablehnung des Einvernehmens 
überarbeitet. Mit den neuen Plänen entspricht das Vorhaben den gestalterischen 
Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die historische Bausubstanz wird teilweise erhalten 
und die Gestaltung des historischen Ortsbildes wird durch das Vorhaben sichergestellt. Auch 
zu den überarbeiteten Planunterlagen hat die Ortsgemeinde das Einvernehmen nach § 36 
BauGB erneut versagt. 
 
Der Bauherr stellt nun einen Abweichungsantrag zur Anwendung von § 47 Abs. 2 LBauO. 
 
Gemäß Landesbauordnung Rheinland-Pfalz § 47 Abs. 2 darf kein Mehrbedarf an Stellplätzen 
verlangt werden, wenn Wohnraum in Gebäuden, deren Fertigstellung mindestens zwei Jahre 
zurückliegt, durch Wohnungsteilung, Änderung der Nutzung, Aufstocken oder durch Ausbau 
des Dachgeschosses geschaffen wird und die Herstellung von Stellplätzen oder Garagen auf 
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dem Grundstück nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten möglich ist. Eine 
Ablösevereinbarung ist in diesen Fällen nicht anwendbar. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Der Abweichungsantrag ist durch die Kreisverwaltung Mainz-Bingen bauordnungsrechtlich zu 
prüfen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen Versagensgrund dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Abweichungsantrag zur Anwendung des § 47 Abs. 
2 LBauO das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über den Beschlussantrag. Die Frage wird aufgeworfen, ob es sich 
überhaupt von „Bauen im Bestand“ handelt. Die Skepsis hinsichtlich der Anzahl der 
geschaffenen Wohnungen und der Stellplatznachweises war bereits bei Vorlage des 
ursprünglichen Bauantrages vorhanden. Daran hat sich zum vorliegenden Abweichungsantrag 
nichts geändert. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: Einstimmig abgelehnt 
 
 
 
 
5. Sachstand Parkplatz am Rhein  

 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über den Stand, dass der „Verein zur Verbindung der Kulturlandschaften 
Altrhein und Insel Kühkopf e.V.“ eine Fähre erworben habe, die derzeit noch in Oppenheim 
liege, aber zukünftig an der „Nato-Rampe“ anlegen soll. Um die Fähre zu betreiben, müssten 
allerdings Parkplätze ausgewiesen werden. Ein mögliches Gelände stände zur Verfügung, 
aber zunächst sei ein Leader-Antrag durch die Gemeinde zu stellen. Die Entscheidung müsse 
in einer Gemeinderatssitzung getroffen werden.  
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6. Mitteilungen  
 

• Herr Muth informiert darüber, dass der Ausbau der Kita Abenteuerwelt weiter 
voranschreite. Die PV-Anlage und die Pflasterarbeiten im Außengelände sind 
abgenommen. 

• Herr Muth berichtet, dass das Spielgerät „Feuerwehrauto“ Sicherheitsmängel aufweise 
und eine Mängelanzeige mit anschließender Ersatzvornahme über die Verwaltung auf 
den Weg gebracht wurde.  

• Herr Muth kündigt an, dass das DIXI-Klo auf dem Friedhof bald entfernt werde. Die 
Sickergrube müsse noch auf Dichtigkeit geprüft werden. 

• Herr Muth berichtet von den Arbeiten an der Treppe an der Danziger Straße, dass die 
Arbeiten an die Stahlbauer übergeben wurden. 

• Herr Muth informiert, dass im „Weiberdeich“ die Baugenehmigung jetzt im 
Freistellungsverfahren liege - konform mit dem Bebauungsplan und dass der 
Bauantrag für das ehemalige Hotel im Kellerweg zur legalen Nutzung des 
Dachgeschosses ebenfalls genehmigt wurde. 

• Herr Muth berichtet, dass die Beleuchtung auf dem Sportplatz durch LED-Leuchten 
ersetzt werden soll. Die entsprechenden Vermessungen seien vor Ort durch das 
Planungsbüro KBECS vorgenommen worden. 

 
 
 
 
 
7. Anfragen  

 

• Die Anfrage von Herr Laux nach der Fassadenfarbe im Kellerweg Nr.2 beantwortet 
Herr Muth, dass es hier keine Vorgaben gebe. 

• Herr Laux weist darauf hin, dass wiederum Stapel mit dem Wochenblatt am Friedhof 
abgelegt wurden. 

• Herr Laux berichtet von einer Stufe am Ende des Radwegs am Wasserwerk durch 
fehlende Deckschicht. 

• Herr Bechler weist darauf hin, dass an der Ecke Hollach immer noch Schotter auf der 
gemeindeeigenen Fläche liegt und im gesamten Baugebiet keine Bäume von den 
Grundstückseigentümern gepflanzt wurden. 

• Herr Mathes bitte im Rahmen der Elektro-Sanierung des DGH um Überprüfung der 
Brandschutztüren.  

 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Peter Muth Dr. Igor Herrmann 
1. Beigeordneter   

 
 
 


